
Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 13 Abs. 1 des Gesetzes 
über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen 
(Hochschulgesetz - HG) vom 16.09.2014 (GV. NRW. 
S. 547), zuletzt geändert durch Gesetz vom 01.09.2020 
(GV. NRW. S. 890), hat die Universität Duisburg-Essen fol-
gende Ordnung erlassen: 
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I. Geltungsbereich 

§ 1 
Geltungsbereich  

Diese Wahlordnung gilt für die Wahlen 

1. des Senats und der Fakultätsräte, 

2. der Dekanate, 

3. der Gleichstellungsbeauftragten in den Fakultäten und 

4. der ständigen Universitätskommissionen der Universi-
tät Duisburg-Essen. 

II. Wahl des Senats und der Fakultätsräte 

§ 2 
Zusammensetzung 

 
(1) Stimmberechtigte Mitglieder des Senats sind, unbe-
schadet der Regelung nach § 7 Abs. 6 der Grundordnung, 
13 Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer sowie jeweils 4 Ver-
treterinnen oder Vertreter der Gruppen der akademischen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, der Mitarbeiterinnen und 
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Mitarbeiter in Technik und Verwaltung und der Studieren-
den.  

(2) Dem Senat nach § 7 Abs. 6 der Grundordnung gehören 
in der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrer acht Vertreterinnen und Vertretern an. Dabei handelt 
es sich um diejenigen Mitglieder, die allein gewählt worden 
wären, wenn der Senat in der Gruppe der Hochschulleh-
rerrinnen und Hochschullehrern aus acht Vertreterinnen 
und Vertretern bestehen würde. 

(3) In der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer werden für die Wahlen zum Senat folgende 
Wahlkreise nach Fakultätszugehörigkeit gebildet: 

 Fakultät 

Wahlkreis I 
Geisteswissenschaften 
Bildungswissenschaften 

Wahlkreis II 
Gesellschaftswissenschaften 
Wirtschaftswissenschaften 
Betriebswirtschaftslehre 

Wahlkreis III 

Mathematik 
Physik 
Chemie 
Biologie 

Wahlkreis IV Ingenieurwissenschaften 

Wahlkreis V Medizin 

Den Wahlkreisen werden folgende Sitze zugeteilt: 

Wahlkreis Senat Senat nach  
§ 7 Abs. 6 der 
Grundordnung 

Wahlkreis I 3 2 

Wahlkreis II 2 1 

Wahlkreis III 3 2 

Wahlkreis IV 2 1 

Wahlkreis V 3 2 

(4) Den Fakultätsräten gehören als stimmberechtigte Mit-
glieder jeweils acht Vertreterinnen oder Vertreter der 
Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, 
zwei Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der akade-
mischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, zwei Vertreterin-
nen oder Vertreter der Gruppe der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in Technik und Verwaltung sowie drei Vertrete-
rinnen oder Vertreter der Gruppe der Studierenden an. 

(5) Abweichend von Absatz 4 gehören dem Fakultätsrat 
der Fakultät ‚Medizinische Fakultät’ sieben Vertreterinnen 
oder Vertreter der Gruppe der Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer, drei Vertreterinnen oder Vertreter der 
Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter sowie drei Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der 
Studierenden an. 

§ 3 
Wahlgrundsätze 

(1) Die Mitglieder der Gremien werden nach Gruppen ge-
trennt von den Hochschulmitgliedern der jeweiligen Grup-
pen in unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl 
gewählt. 

(2) Gewählt wird nach den Grundsätzen der personalisier-
ten Verhältniswahl. Die Listen bestehen aus den jeweiligen 
gültigen Wahlvorschlägen. Sie enthalten die Namen der 
Kandidatinnen und Kandidaten. Bei ihrer Aufstellung soll 
auf die paritätische Repräsentanz der Geschlechter geach-
tet werden. Abweichungen hiervon sind im Sinne des § 11b 
HG zu begründen. 

(3) Die Wahlen zu den Gremien werden zeitgleich durch-
geführt und von einem gemeinsamen Wahlvorstand orga-
nisiert. 

(3) Die Wahlen erfolgen als Urnenwahl. Briefwahl (§ 12) ist 
auf Antrag zulässig. 

(4) Durch Beschluss des Wahlvorstandes kann die Wahl 
insgesamt oder für einzelne Statusgruppen als internetba-
sierte Online-Wahl (elektronische Wahl) mit der Möglichkeit 
der Stimmabgabe per Brief durchgeführt werden. Die elekt-
ronische Wahl ist nur dann zulässig, wenn bei ihrer Durch-
führung die geltenden Wahlrechtsgrundsätze, insbeson-
dere die Grundsätze der geheimen Wahl und der Öffent-
lichkeit der Wahl, gewahrt sind. 

§ 4 
Wahlsystem 

(1) Jede Wählerin und jeder Wähler hat eine Stimme, die 
sie oder er für eine Kandidatin oder einen Kandidaten einer 
Liste ihrer oder seiner Gruppe abgibt. Bei den Wahlen zum 
Senat ist in der Gruppe der Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer eine Stimmabgabe nur innerhalb des 
Wahlkreises möglich, dem die Wählerin oder der Wähler 
angehört. 

(2) Die Sitze werden nach dem Verfahren d’Hondt auf die 
einzelnen Listen verteilt. Hierbei ist die Gesamtzahl der für 
alle Kandidatinnen und Kandidaten jeder Liste abgegebe-
nen Stimmen maßgebend. Bei gleichem Ergebnis der nach 
dem Verfahren d’Hondt berechneten Zahlen entscheidet 
das Los. 

(3) Die nach Absatz 2 auf die einzelnen Listen entfallenden 
Sitze werden den hierin aufgeführten Kandidatinnen und 
Kandidaten in der Reihenfolge der von ihnen erreichten 
Stimmenzahlen zugeteilt. Bei Stimmengleichheit entschei-
det das Los. 

(4) Die Mitglieder der Gruppe der Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrer, der akademischen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter und der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
Technik und Verwaltung sind nur wahlberechtigt und wähl-
bar, wenn sie mit mindestens der Hälfte der allgemein für 
den öffentlichen Dienst vorgeschriebenen regelmäßigen 
Arbeitszeit an der Universität tätig sind (hauptberufliche Tä-
tigkeit). 

(5) Die Rektorin oder der Rektor und die Kanzlerin oder der 
Kanzler nehmen an Wahlen nicht teil. 

(6) Mitglieder und Ersatzmitglieder des Wahlvorstandes 
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und Wahlhelferinnen und Wahlhelfer sind nicht wählbar. 

(7) Auszubildende sind nicht wahlberechtigt und nicht wähl-
bar. 

§ 5 
Aktives und passives Wahlrecht 

(1) Aktiv und passiv wahlberechtigt sind die Mitglieder der 
Gruppen 

a) der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, 

b) der akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 

c) der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Technik und 
Verwaltung und  

d) der Studierenden 

der Universität Duisburg-Essen. 

(2) Jede Wahlberechtigte und jeder Wahlberechtigte kann 
nur in einer und nur in der Gruppe wählen und gewählt wer-
den, der sie oder er selbst angehört. In der Gruppe der 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer kann jede 
Wahlberechtigte und jeder Wahlberechtigte nur in dem 
Wahlkreis wählen und gewählt werden, dem sie oder er 
selbst angehört. Maßgebend für die Zugehörigkeit zu einer 
Gruppe ist in der Regel der 35. Tag vor dem ersten Wahl-
tag. 

(3) Gehört ein Hochschulmitglied verschiedenen Fakultä-
ten, Wahlkreisen oder Gruppen an, so hat es bis zum Zeit-
punkt der Schließung des Verzeichnisses der Wahlberech-
tigten gegenüber dem Wahlvorstand zu erklären, in wel-
cher Fakultät, in welchem Wahlkreis oder in welcher 
Gruppe es sein Wahlrecht ausüben will. Für den Fall, dass 
diese Erklärung unterbleibt, hat der Wahlvorstand sicher-
zustellen, dass dieses Hochschulmitglied nur in einer Fa-
kultät, einem Wahlkreis und/oder einer Gruppe das Wahl-
recht ausüben kann. 

§ 6 
Wahlorgane, Wahlhelferinnen und Wahlhelfer 

(1) Wahlorgane sind der Wahlvorstand und die Wahlleiterin 
oder der Wahlleiter. Für die Wahlen zum Senat und zu den 
Fakultätsräten werden gemeinsame Wahlorgane gebildet. 

(2) Die Wahlorgane und die Wahlhelferinnen und Wahlhel-
fer üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Zur Übernahme 
dieses Ehrenamtes ist jede wahlberechtigte Person ver-
pflichtet. Das Ehrenamt kann nur aus wichtigem Grund ab-
gelehnt werden. 

(3) Die Rektorin oder der Rektor bestimmt auf Vorschlag 
der jeweiligen Gruppenvertreterinnen und Gruppenvertre-
ter im Senat spätestens am 40. Tag vor dem ersten Wahl-
tag einen Wahlvorstand und beruft ihn spätestens an dem-
selben Tag mit mindestens dreitägiger Frist zu seiner kon-
stituierenden Sitzung ein. Der Wahlvorstand setzt sich aus 
je 2 Mitgliedern der in § 5 Abs. 1 genannten Gruppen zu-
sammen. Aus jeder Gruppe sind 2 Ersatzmitglieder zu 
wählen; die Reihenfolge ihres Nachrückens ist festzulegen. 

(4) Die Mitglieder des Wahlvorstandes wählen aus ihrer 
Mitte eine Vorsitzende (Wahlleiterin) oder einen Vorsitzen-
den (Wahlleiter); die übrigen Mitglieder des Wahlvorstands 

sind deren oder dessen Stellvertreterinnen oder Stellver-
treter. 

(5) Der Wahlvorstand ist beschlussfähig, auch wenn nur 
ein Mitglied erscheint. Der Wahlvorstand fasst seine Be-
schlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzen-
den. Mit beratender Stimme nimmt an den Sitzungen des 
Wahlvorstands eine Vertreterin oder ein Vertreter des für 
die organisatorische Abwicklung der Wahlen zuständigen 
Dezernats der Hochschulverwaltung teil. Die Sitzungen 
des Wahlvorstands sind öffentlich. 

(6) Der Wahlvorstand bereitet die Wahlen vor und führt sie 
durch. Er kann zu seiner Unterstützung bei Stimmabgabe 
und Stimmauszählung Hochschulmitglieder als Wahlhelfe-
rinnen und Wahlhelfer berufen. Bei der Berufung der Wahl-
helferinnen und Wahlhelfer sollen nach Möglichkeit die 
Gruppen angemessen vertreten sein. Die Fakultäten, die 
zentralen Einrichtungen, die Hochschulverwaltung und die 
Studierendenschaft sind gehalten, die Durchführung der 
Wahlen durch Bereitstellung einer ausreichenden Zahl von 
Wahlhelferinnen und Wahlhelfern zu sichern. 

(7) Die Mitglieder des Wahlvorstandes und die Wahlhelfe-
rinnen und Wahlhelfer dürfen nicht Kandidatinnen oder 
Kandidaten sein. Erklärt ein Mitglied des Wahlvorstandes 
oder eine Wahlhelferin ihr oder ein Wahlhelfer sein Einver-
ständnis, als Kandidatin oder Kandidat aufgestellt zu wer-
den und ist kein Ersatzmitglied mehr vorhanden, so ist un-
verzüglich ein anderes Hochschulmitglied an ihrer oder sei-
ner Stelle zu bestimmen. 

§ 7 
Wahltermin 

(1) Der Wahltermin wird spätestens am 40. Tag vor dem 
ersten Wahltag vom Rektor bestimmt. 

(2) Die Wahlen zum Senat und zu den Fakultätsräten fin-
den gleichzeitig an drei aufeinander folgenden Werktagen 
statt. Bei der Festlegung des Wahltermins ist darauf zu 
achten, dass eine möglichst hohe Wahlbeteiligung erreicht 
werden kann. Der Wahltermin darf insbesondere nicht in 
die vorlesungsfreie Zeit gelegt werden. 

(3) Wird die Wahl als elektronische Wahl durchgeführt, ist 
vom Wahlvorstand Beginn und Ende der Wahlfrist (erster 
und letzter Zeitpunkt einer möglichen Stimmabgabe) fest-
zulegen. Die Wahlzeit soll mindestens drei und höchstens 
15 Arbeitstage betragen. 

(4) Der Wahltermin liegt in der Regel im jeweiligen Som-
mersemester. 

§ 8 
Wahlbekanntmachung 

(1) Der Wahlvorstand macht die Wahlen spätestens am 35. 
Tag vor dem ersten Wahltag bekannt. 

(2) Die Wahlbekanntmachungen müssen enthalten 

a) die Bezeichnung der zu wählenden Gremien, 

b) den Ort und die Zeit des Ausliegens des Verzeichnisses 
der Wahlberechtigten, 
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c) einen Hinweis, dass nur wählen kann, wer in das Ver-
zeichnis der Wahlberechtigten eingetragen ist, auf die 
Möglichkeit des Einspruchs gegen das Verzeichnis der 
Wahlberechtigten nach § 9 Abs. 3 sowie die hierfür gel-
tenden Fristen, 

d) einen Hinweis auf die Pflicht zur Erklärung gem. § 5 
Abs. 3, 

e) eine Darstellung des Wahlsystems nach § 4, 

f) die Zahl der zu wählenden Mitglieder der Gremien nach 
Gruppen und, in der Gruppe der Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrern, zudem nach Wahlkreisen, ge-
trennt, 

g) den Ort und die Frist für die Einreichung der Wahlvor-
schläge mit dem Hinweis auf die dabei erforderlichen 
Angaben (§ 10 Abs. 3 und 5) und dem weiteren Hinweis 
auf die Folgen der Erschöpfung einer Liste (§ 18 Abs. 
1, 4 und 5), 

h) die Zahl der für die Wahlvorschläge erforderlichen Un-
terschriften (§ 10 Abs. 6), 

i) den Ort und die Zeit der Bekanntgabe der Wahlvor-
schläge, 

j) die Wahltage, die Orte und die Zeiten der Stimmabgabe 
sowie die Form des Nachweises der Stimmberechti-
gung, 

k)  ein Hinweis, ob die Wahl als Urnen- oder als elektroni-
sche Wahl durchgeführt wird, 

l) den Hinweis auf die Möglichkeit der Briefwahl, den Ort 
und die Frist für das Anfordern sowie für das Ein-rei-
chen der Briefwahlunterlagen, 

m) den Hinweis auf die Möglichkeit der Wiederholung der 
Wahl durch Briefwahl bei Verhinderung des Wahlver-
fahrens gem. § 14, 

n)  die Zeit der elektronischen Wahl und einen Hinweis, 
dass die elektronische Wahl während der vom Wahl-
vorstand festgelegten Wahlzeit in der Zeit von 10:00 
Uhr bis 16:00 Uhr in einem Wahlraum an jedem Cam-
pus und am Klinikum Essen möglich ist, 

o) den Ort der Bekanntgabe der Wahlergebnisse. 

(3) Die Wahlbekanntmachungen sind bis zum Abschluss 
der Stimmabgabe hochschulöffentlich auf den Internet-Sei-
ten der Hochschule bekannt zu geben. Individuelle Wahl-
benachrichtigungen erfolgen nicht. 

(4) Die Wahlbekanntmachungen können zu einer gemein-
samen Wahlbekanntmachung zusammengefasst werden. 
Hierbei sind unterschiedliche Regelungen bei den Wahlen 
zum Senat und zu den Fakultätsräten besonders kenntlich 
zu machen. 

§ 9 
Verzeichnis der Wahlberechtigten 

(1) Das Wahlrecht kann nur von Wahlberechtigten ausge-
übt werden, die in das Verzeichnis der Wahlberechtigten 
eingetragen sind. 

(2) Der Wahlvorstand erstellt das Verzeichnis der Wahlbe-

rechtigten nach Gruppen, innerhalb der Gruppe der Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer zudem nach Wahl-
kreisen, und nach Fakultäten getrennt sowie in alphabeti-
scher Reihenfolge mit den Angaben entsprechend § 10 
Abs. 5 und legt es vom 33. Tag bis zur Schließung des Ver-
zeichnisses  an mehreren geeigneten Stellen zur Einsicht-
nahme aus. Am letzten Werktag vor dem ersten Wahltag 
wird das Verzeichnis der Wahlberechtigten um 15.00 Uhr 
durch die Wahlleiterin oder den Wahlleiter geschlossen. 
Werden elektronischen Wahlen durchgeführt, so wird das 
Verzeichnis der Wahlberechtigten spätestens am 14. 
Werktag vor dem ersten Wahltag durch die Wahlleiterin o-
der den Wahlleiter geschlossen. 

(3) Jede Wahlberechtigte und jeder Wahlberechtigte kann 
innerhalb der Auslegungsfrist beim Wahlvorstand Ein-
spruch gegen die Richtigkeit des Verzeichnisses der Wahl-
berechtigten einlegen. Über den Einspruch entscheidet der 
Wahlvorstand unverzüglich,  

Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter berichtigt das Ver-
zeichnis der Wahlberechtigten aufgrund berechtigter Ein-
sprüche bis zur Schließung des Verzeichnisses. Die Wahl-
leiterin oder der Wahlleiter kann das Verzeichnis der Wahl-
berechtigten von Amts wegen jederzeit berichtigen. 

(4) Ändert sich die Zugehörigkeit einer oder eines Wahlbe-
rechtigten zu einer Gruppe oder einer Fakultät zwischen 
dem 35. Tage und der Schließung des Verzeichnisses der 
Wahlberechtigten, so kann sie oder er beim Wahlvorstand 
die Berichtigung des Verzeichnisses der Wahlberechtigten 
beantragen; hinsichtlich ihrer oder seiner Wählbarkeit ist je-
doch § 18 Abs. 6 entsprechend anzuwenden. Absatz 3 
Satz 3 gilt entsprechend. 

§ 10 
Wahlvorschläge 

(1) In den Wahlvorschlägen werden die Kandidatinnen und 
Kandidaten für die Wahl benannt. Ein Wahlvorschlag kann 
eine oder einen oder mehrere Kandidatinnen und Kandida-
ten enthalten. Gewählt werden kann nur, wer in einem 
Wahlvorschlag benannt ist. Platz 1 des Wahlvorschlags 
soll mit einer Frau besetzt sein. 

(2) Wenn sich aus dem Wahlvorschlag nichts Anderes 
ergibt, gilt die oder der in der Reihenfolge zuerst genannte 
Unterzeichnerin oder Unterzeichner dem Wahlvorstand ge-
genüber als zur Abgabe und Entgegennahme von Erklä-
rungen berechtigt (Vertrauensperson). 

(3) Wahlvorschläge sind spätestens bis zum 21. Tag vor 
dem 1. Wahltag bei der Wahlleiterin oder beim Wahlleiter 
einzureichen. 

(4) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter vermerkt Tag und 
Uhrzeit des Eingangs auf den eingereichten Wahlvorschlä-
gen. Sie oder er prüft sie unverzüglich auf ihre Ordnungs-
mäßigkeit und Vollständigkeit und wirkt im Falle von Män-
geln bei der Vertrauensperson auf deren umgehende Be-
richtigung hin. Als Mangel gilt auch die fehlende geschlech-
terparitätische Zusammensetzung der Liste, es sei denn, 
es liegt eine sachliche Begründung vor. 

(5) Jeder Wahlvorschlag muss 

a) Namen, Vornamen, Geschlecht und Geburtsdatum, 

b) die Organisationseinheit oder die Fakultät, 
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c) bei Studierenden zusätzlich die Matrikelnummer und 
die Privatanschrift, 

der vorgeschlagenen Kandidatinnen und Kandidaten nen-
nen und eindeutig erkennen lassen, für welche Wahl und 
für welche Gruppe, innerhalb der Gruppe der Hochschul-
lehrerinnen und Hochschullehrer zudem für welchen Wahl-
kreis, der Vorschlag gelten soll. Jeder Wahlvorschlag kann 
eine Bezeichnung enthalten, die nicht mit der Bezeichnung 
von Gruppen oder mit dem Namen zu wählender Organe, 
Gremien oder Funktionsträger übereinstimmen darf; wird 
von diesem Recht keinen Gebrauch gemacht, so ist der 
Wahlvorschlag mit dem Namen der Vertrauensperson zu 
versehen. 

(6) Ein Wahlvorschlag muss bei der Wahl des Senats von 
mindestens drei, bei der Wahl eines Fakultätsrates von 
mindestens zwei wahlberechtigten und im Verzeichnis der 
Wahlberechtigten eingetragenen Hochschulmitgliedern 
persönlich unterschrieben sein, die derselben Gruppe wie 
der oder die Vorgeschlagene angehören. Eine Kandidatin 
oder ein Kandidat kann auch den Wahlvorschlag mit unter-
zeichnen, in dem sie oder er selbst benannt wird. Den Un-
terschriften sind in Druckschrift Name und Vorname der 
Unterzeichnerinnen und Unterzeichner, Fakultät oder Or-
ganisationseinheit sowie bei Studierenden zusätzlich die 
Matrikelnummer beizufügen. Jede und jeder Wahlberech-
tigte kann pro zu wählenden Gremium nur einen Vorschlag 
unterschreiben. Eine Kandidatin oder ein Kandidat kann 
nicht in mehrere Wahlvorschläge für dasselbe Gremium 
aufgenommen werden. 

(7) Dem Wahlvorschlag sind die unwiderruflichen Erklärun-
gen der Kandidatinnen und Kandidaten beizufügen, dass 
sie mit ihrer jeweiligen Aufstellung für die näher zu bezeich-
nende Wahl einverstanden sind. 

(8) Ergeben die Wahlvorschläge in einer Gruppe insgesamt 
nicht so viele Kandidatinnen und Kandidaten wie zur Wahl 
in der Gruppe oder in einem Wahlkreis erforderlich sind, so 
hat der Wahlvorstand unter Ergänzung der Wahlausschrei-
bung und Setzen einer angemessenen Nachfrist zur Ein-
reichung weiterer Wahlvorschläge aufzufordern. Wird eine 
ausreichende Zahl von Kandidatinnen und Kandidaten 
auch innerhalb der Nachfrist nicht vorgeschlagen, so wird 
die Wahl unabhängig von der Zahl der Vorgeschlagenen 
durchgeführt. 

(9) Über die Zulassung der Wahlvorschläge entscheidet 
der Wahlvorstand spätestens am 14. Tag vor dem  
1. Wahltag. Wahlvorschläge sind zurückzuweisen, wenn 
sie 

a) nicht fristgerecht eingereicht wurden (Abs. 3) oder 

b) den Anforderungen der Absätze 3 - 8 nicht genügen 
und eine Beseitigung nach Absatz 4 nicht möglich ist 
oder eine entsprechende Aufforderung der Wahlleiterin 
oder des Wahlleiters nicht zu der Beseitigung geführt 
hat. 

Soweit eine Kandidatin mit ihrem oder ein Kandidat mit sei-
nem Einverständnis auf mehreren Listen kandidiert, wird 
diese Kandidatin oder dieser Kandidat auf allen Listen ge-
strichen. 

Von der Nichtzulassung eines Wahlvorschlages unterrich-

tet der Wahlvorstand unter Angabe der Gründe unverzüg-
lich die Vertrauensperson. 

(10) Gegen die Nichtzulassung eines Wahlvorschlages o-
der einer einzelnen Kandidatin oder eines einzelnen Kan-
didaten ist der Einspruch statthaft. Er kann von jeder Un-
terzeichnerin und jedem Unterzeichner des betroffenen 
Wahlvorschlages sowie von der nicht zugelassenen Kandi-
datin oder dem nicht zugelassenen Kandidaten innerhalb 
von zwei Werktagen nach Bekanntgabe der Nichtzulas-
sung beim Wahlvorstand eingelegt werden. Dieser ent-
scheidet unverzüglich über den Einspruch. 

(11) Nach Ablauf der Einspruchsfrist, spätestens jedoch 
am 10. Tag vor dem 1. Wahltag, werden die Listen mit den 
Namen der vorgeschlagenen Kandidatinnen und Kandida-
ten durch die Wahlleiterin oder den Wahlleiter hochschul-
öffentlich bekannt gegeben. 

§ 11 
Wahlgang 

(1) Für jede Wahl sind amtliche, mit dem Dienstsiegel der 
Universität Duisburg-Essen versehene Wahlunterlagen zu 
verwenden. Das Dienstsiegel kann gedruckt sein. 

(2) Zu jeder einzelnen Wahl und für jede Gruppe und - in 
der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschulleh-
rer für jeden Wahlkreis - stellt die Wahlleiterin oder der 
Wahlleiter amtliche Stimmzettel her. Auf diesen sind die zu-
gelassenen Wahlvorschläge unter Angabe 

a) der Namen und Vornamen und 

b) der Organisationseinheiten oder Fakultäten 

der Kandidatinnen und Kandidaten in der Reihenfolge des 
Wahlvorschlags aufgeführt. Die Reihenfolge der Listen auf 
den Stimmzetteln richtet sich nach der Reihenfolge des 
Eingangs der Wahlvorschläge. 

(3) Die Benutzung einer gemeinsamen Wahlurne für die 
verschiedenen Gruppen, und die unterschiedlichen Gre-
mien kann vorgesehen werden. 

(4) Bevor die einzelne Wählerin ihr oder der einzelne Wäh-
ler sein Stimmrecht ausüben kann, ist ihre oder seine Iden-
tität zu überprüfen und festzustellen, ob sie oder er in das 
Verzeichnis der Wahlberechtigten eingetragen ist. Jede 
Wählerin und jeder Wähler muss sich durch einen amtli-
chen Lichtbildausweis ausweisen, soweit sie oder er nicht 
den anwesenden Wahlhelferinnen oder Wahlhelfern per-
sönlich bekannt ist. Liegen die Voraussetzungen vor, so 
werden ihr oder ihm die Stimmzettel ihrer oder seiner 
Gruppe ausgehändigt und die Stimmabgabe im Verzeich-
nis der Wahlberechtigten vermerkt, so dass eine nochma-
lige Aushändigung der Wahlunterlagen ausgeschlossen 
ist. 

(5) Die Wählerin oder der Wähler übt ihr oder sein Wahl-
recht aus, indem sie oder er auf dem Stimmzettel ihre oder 
seine Stimmabgabe vor dem Namen der Kandidatin oder 
des Kandidaten, die oder den sie oder er wählen will, kennt-
lich macht. Darauf faltet sie oder er den Stimmzettel so, 
dass die von ihr oder ihm getroffene Wahlentscheidung 
nicht sichtbar ist und wirft diesen in die Wahlurne der be-
treffenden Wahl. 
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(6) Eine Wählerin oder ein Wähler, die oder der durch kör-
perliche Gebrechen gehindert ist, den Stimmzettel zu kenn-
zeichnen oder diesen in die Wahlurne zu werfen, kann sich 
einer Hilfsperson bedienen. 

(7) Die Form des Nachweises der Wahlberechtigung, der 
Prüfung der Wahlberechtigung und die Form des  
Vermerks über die Teilnahme an der Wahl bestimmt  
der Wahlvorstand spätestens bis zum 35. Tag vor dem  
1. Wahltag. 

§ 12 
Briefwahl 

(1) Die Unterlagen für eine Stimmabgabe durch Briefwahl 
werden vom Wahlvorstand auf Antrag der oder des Wahl-
berechtigten ausgehändigt oder übersandt. Der Antrag 
kann vom Tag der Wahlausschreibung an bis zum 4. Ar-
beitstag vor dem 1. Wahltag gestellt werden. Die Übersen-
dung oder Aushändigung der Briefwahlunterlagen ist im 
Verzeichnis der Wahlberechtigten besonders kenntlich zu 
machen; § 11 Abs. 4 gilt entsprechend. 

(2) Briefwahlunterlagen sind 

a) der Wahlschein, 

b) der Wahlbriefumschlag, 

c) der Wahlumschlag, 

d) die Stimmzettel, 

e) ein Merkblatt zur Erläuterung der Briefwahl nach  
Abs. 3. 

(3) Die Briefwählerin oder der Briefwähler gibt ihre oder 
seine Stimme entsprechend § 11 Abs. 5 Satz 1 ab, steckt 
den Stimmzettel in den Wahlumschlag und verschließt die-
sen. Auf dem Wahlschein versichert sie oder er eidesstatt-
lich, dass der Stimmzettel persönlich gekennzeichnet 
wurde. § 11 Abs. 6 gilt entsprechend; in diesem Fall hat die 
Hilfsperson bei der Stimmabgabe auf dem Wahlschein an 
Eides statt zu versichern, dass sie die Stimme als Hilfsper-
son gemäß dem erklärten Willen der wählenden Person 
gekennzeichnet hat. Den Wahlumschlag steckt sie oder er 
zusammen mit dem Wahlschein in den Wahlbriefumschlag 
und sendet diesen verschlossen an den Wahlvorstand. 

(4) Der Wahlbrief muss bis zum Ende der Wahlzeit beim 
Wahlvorstand eingehen. Dieser vermerkt auf dem einge-
gangenen Wahlbrief Tag und Uhrzeit des Eingangs. Er 
sammelt die Wahlbriefe und hält sie unter Verschluss.  

(5) Unmittelbar nach Abschluss der Stimmabgabe öffnet 
der Wahlvorstand die rechtzeitig eingegangenen Wahl-
briefe einzeln und vermerkt die Stimmabgabe im Verzeich-
nis der Wahlberechtigten. Die in den Wahlbriefen enthalte-
nen Wahlumschläge werden in die betreffende Wahlurne 
gelegt. Verspätet eingegangene Wahlbriefe werden unge-
öffnet in einem versiegelten Paket aufbewahrt, bis die Wahl 
unanfechtbar geworden ist. 

(6) Ein Wahlbrief ist zurückzuweisen, wenn 

a) die Wählerin oder der Wähler nicht im Verzeichnis der 
Wahlberechtigten eingetragen ist, 

b) der Wahlbrief keinen Wahlschein enthält oder auf dem 
Wahlschein die eidesstattliche Versicherung gemäß 

Abs. 3 nicht oder nicht ordnungsgemäß abgegeben 
worden ist, 

c) der Stimmzettel nicht in den Wahlumschlag eingelegt 
ist, oder 

d) sowohl der Wahlbriefumschlag als auch der Wahlum-
schlag unverschlossen sind. 

Die Zurückweisung der Wahlbriefe ist in der Wahlnieder-
schrift zu vermerken. Diese Briefe sind der Niederschrift 
beizufügen. 

(7) Wählerinnen und Wähler, denen Unterlagen für die 
Briefwahl ausgehändigt oder übersandt wurden, können 
gegen Vorlage des Wahlscheins auch am Wahltermin an 
der allgemeinen Stimmabgabe nach § 11 teilnehmen. 

§12a 
Stimmabgabe bei der elektronischen Wahl 

(1) Bei elektronischen Wahlen versendet die Wahlleiterin 
oder der Wahlleiter die Wahlbenachrichtigung elektronisch 
an die Wahlberechtigten. Diese besteht aus einer Benach-
richtigung der Wahl mit Angabe des Wahlzeitraums sowie 
Informationen zur Durchführung der Wahl und Nutzung des 
Wahlportals. Das Wahlportal ermöglicht die Stimmabgabe 
mittels Aufruf eines elektronischen Stimmzettels. Beim Ein-
satz elektronischer Wahlsysteme müssen die Schritte der 
Wahlhandlung und der Ergebnisermittlung den Wahlbe-
rechtigten in der Wahlbekanntmachung verständlich erläu-
tert werden. 

(2) Die Stimmabgabe erfolgt in elektronischer Form. Die 
Authentifizierung der Wahlberechtigten erfolgt über das in 
der Wahlbenachrichtigung angegebene Zugangssystem 
zum Wahlportal. Der elektronische Stimmzettel ist entspre-
chend den in der Wahlbenachrichtigung und im Wahlportal 
enthaltenen Anleitungen elektronisch auszufüllen und ab-
zusenden. Dabei ist durch das verwendete elektronische 
Wahlsystem sicherzustellen, dass das Stimmrecht nicht 
mehrfach ausgeübt werden kann. § 12 Abs. 3 Sätze 2 und 
3 gelten entsprechend. Die Speicherung der abgesandten 
Stimmen muss anonymisiert und so erfolgen, dass die Rei-
henfolge des Stimmeingangs nicht nachvollzogen werden 
kann. Die Wahlberechtigten müssen bis zur endgültigen 
Stimmabgabe die Möglichkeit haben, ihre Eingabe zu kor-
rigieren oder die Wahl abzubrechen. Ein Absenden der 
Stimme ist erst auf der Grundlage einer elektronischen Be-
stätigung durch die Wählerin/ den Wähler zu ermöglichen. 
Die Übermittlung muss für die Wählerin oder den Wähler 
am Bildschirm erkennbar sein. Mit dem Hinweis über die 
erfolgreiche Stimmabgabe gilt diese als vollzogen. 

(3) Bei der Stimmeingabe darf es durch das verwendete 
elektronische Wahlsystem zu keiner Speicherung der Stim-
men der Wählerin oder des Wählers in dem von ihr oder 
ihm hierzu verwendeten Computer kommen. Es muss ge-
währleistet sein, dass unbemerkte Veränderungen der 
Stimmeingabe durch Dritte ausgeschlossen sind.  Auf dem 
Bildschirm muss der Stimmzettel nach Absenden der 
Stimmeingabe unverzüglich ausgeblendet werden. Das 
verwendete elektronische Wahlsystem darf die Möglichkeit 
für einen Papierausdruck der abgegebenen Stimme nach 
der endgültigen Stimmabgabe nicht zulassen. Die Speiche-
rung der Stimmabgabe in der elektronischen Wahlurne 
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muss nach einem nicht nachvollziehbaren Zufallsprinzip er-
folgen. Die Anmeldung am Wahlsystem, die Auswahl und 
Abgabe der Stimme sowie persönliche Informationen und 
IP-Adressen der Wahlberechtigten dürfen nicht protokol-
liert werden. 

(4) Die Stimmabgabe in elektronischer Form ist während 
der vom Wahlvorstand festgelegten Wahlzeit in der Zeit 
von 10:00 Uhr bis 16:00 Uhr auch in einem Wahlraum an 
jedem Campus und am Klinikum Essen möglich. 

12b 
Beginn und Ende der elektronischen Wahl 

Beginn und Beendigung der elektronischen Wahl ist nur bei 
gleichzeitiger Autorisierung durch mindestens zwei berech-
tigte Personen zulässig.  Berechtigte i.S.v. Satz 1 sind die 
Mitglieder des Wahlvorstandes und die Wahlleiterin oder 
der Wahlleiter (§6). 

§12c 
Störungen der elektronischen Wahl 

(1) Ist die elektrische Stimmabgabe während der Wahlfrist 
aus von der Universität Duisburg-Essen zu vertretenen 
technischen Gründen den Wahlberechtigten nicht möglich, 
kann die Wahlleiterin oder der Wahlleiter im Einvernehmen 
mit dem Wahlvorstand die Wahlfrist verlängern. Die Ver-
längerung muss allgemein bekannt gegeben werden. 

(2) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter hat im Einverneh-
men mit dem Wahlvorstand in begründeten Einzelfällen, 
insbesondere bei Manipulationen oder Manipulationsver-
suchen sowie technischen oder mechanischen Störungen, 
wenn hierdurch eine ordnungsgemäße Durchführung der 
Wahl nicht gewährleistet ist, die elektronische Wahl zu un-
terbrechen oder abzubrechen. Werden während der elekt-
ronischen Wahl Störungen bekannt, die ohne Gefahr eines 
vorzeitigen Bekanntwerdens oder Löschens der bereits ab-
gegebenen Stimmen behoben werden können und eine 
mögliche Stimmmanipulation ausgeschlossen ist, kann der 
Wahlvorstand solche Störungen beheben oder beheben 
lassen und die Wahl fortsetzen; anderenfalls ist die Wahl 
entsprechend Satz 1 ohne Auszählung der Stimmen zu 
stoppen. Im Falle des Abbruchs der Wahl entscheidet die 
Wahlleiterin oder der Wahlleiter im Einvernehmen mit dem 
Wahlvorstand über das weitere Verfahren; § 17 Absätze 5 
und 6 gelten entsprechend. Bei sonstigen Störungen ent-
scheidet die Wahlleiterin oder der Wahlleiter nach sachge-
mäßen Ermessen, wie auf die Störung zu reagieren ist, ins-
besondere durch Verlängerung der Frist oder eine Be-
schränkung der Stimmabgabe auf die Computer in dem 
Wahlraum oder dem Abbruch der Wahl. Ermessensleitend 
sind dabei das Ausmaß der Beeinträchtigung der relevan-
ten Wahlgrundsätze. 

§12d 
Briefwahl bei elektronischer Wahl 

(1) Wird die Wahl als elektronische Wahl durchgeführt, ist 
die Stimmabgabe auch in der Form der Briefwahl zulässig. 
§ 12 ist entsprechend anzuwenden, wobei die Briefwahl 
frühestens 35 Tage vor dem ersten Wahltag und spätes-
tens bis zum 14. Tag vor dem ersten Wahltag formlos beim 
Wahlvorstand beantragt werden kann. Mit dem Versand o-
der der Aushändigung der Briefwahlunterlagen sind die 

Wahlberechtigten von der elektronischen Stimmabgabe 
ausgeschlossen.  

(2) Die verschlossenen Briefwahlunterlagen müssen der 
Wahlleiterin oder dem Wahlleiter bis zum Ablauf der vom 
Wahlvorstand festgelegten Wahlfrist gemäß § 3 Abs. 5 zu-
gehen. Die Wahlbriefumschläge mit den Stimmzetteln sind 
in einer Wahlurne zu sammeln und gemäß § 15 auszuzäh-
len. 

§12e 
Technische Anforderungen 

(1) Elektronische Wahlen dürfen nur dann durchgeführt 
werden, wenn das verwendete elektronische Wahlsystem 
aktuellen technischen Standards, insbesondere den Si-
cherheitsanforderungen für Online-Wahlprodukte des Bun-
desamtes für Sicherheit in der Informationstechnik ent-
spricht. Das System muss die in den nachfolgenden Absät-
zen aufgeführten technischen Spezifikationen besitzen. 
Die Erfüllung der technischen Anforderungen ist durch ge-
eignete Unterlagen nachzuweisen. 

(2) Zur Wahrung des Wahlgeheimnisses müssen elektroni-
sche Wahlurnen und elektronisches Wahlverzeichnis auf 
verschiedener Serverhardware geführt werden.  

(3) Die Wahlserver müssen vor Angriffen aus dem Netz ge-
schützt sein, insbesondere dürfen nur autorisierte Zugriffe 
zugelassen werden. Autorisierte Zugriffe sind insbeson-
dere die Überprüfung der Stimmberechtigung, die Speiche-
rung der Stimmabgabe zugelassener Wählerinnen und 
Wähler, die Registrierung der Stimmabgabe und die Über-
prüfung auf mehrfacher Ausübung des Stimmrechts (Wahl-
daten).  Es ist durch geeignete technische Maßnahmen zu 
gewährleisten, dass im Falle des Ausfalles oder der Stö-
rung eines Servers oder eines Serverbereiches keine Stim-
men unwiederbringlich verloren gehen können. 

(4) Das Übertragungsverfahren der Wahldaten ist so zu ge-
stalten, dass sie vor Ausspäh- oder Entschlüsselungsver-
suchen geschützt sind. Die Übertragungswege zur Über-
prüfung der Stimmberechtigung der Wählerin oder des 
Wählers sowie zur Registrierung der Stimmabgabe im Ver-
zeichnis der Wahlberechtigten und die Stimmabgabe in die 
elektronische Wahlurne müssen getrennt sein, dass zu kei-
ner Zeit eine Zuordnung des Inhalts der Wahlentscheidung 
zur Wählerin oder zum Wähler möglich ist. 

(5) Die Datenübermittlung muss verschlüsselt erfolgen, um 
eine unbemerkte Veränderung der Wahldaten zu verhin-
dern. Bei der Übertragung und Verarbeitung der Wahldaten 
ist zu gewährleisten, dass bei der Registrierung der Stimm-
abgabe im Verzeichnis der Wahlberechtigten kein Zugriff 
auf den Inhalt der Stimmabgabe möglich ist. 

(6) Die Wahlberechtigten sind über geeignete Sicherungs-
maßnahmen zu informieren, mit denen der für die Wahl-
handlung genutzte Computer gegen Eingriffe Dritter nach 
dem aktuellen Stand der Technik geschützt wird; auf kos-
tenfreie Bezugsquellen geeigneter Software ist hinzuwei-
sen. Die Kenntnisnahme der Sicherheitshinweise ist vor 
der Stimmabgabe durch die Wählerinnen und Wähler in 
verbindlicher Form zu bestätigen. 
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§ 13 
Wahlsicherung 

(1) Der Wahlvorstand trifft rechtzeitig vor Beginn der 
Stimmabgabe Vorkehrungen dafür, dass die Wählerin oder 
der Wähler den Stimmzettel unbeobachtet kennzeichnen 
kann, dass die erforderliche Zahl von Wahlurnen zur Ver-
fügung steht und in den Wahlräumen Stimmzettel in aus-
reichender Zahl bereitgehalten werden. 

(2) Für die Aufnahme der Stimmzettel sind verschließbare 
Wahlurnen zu verwenden, die so eingerichtet sein müssen, 
dass die eingeworfenen Stimmzettel nicht vor dem Öffnen 
der Urne entnommen werden können. Vor dem Beginn der 
Stimmabgabe muss sich der Wahlvorstand davon überzeu-
gen, dass die Wahlurnen leer sind. Er hat die Wahlurnen 
so zu verschließen und zu versiegeln, dass zwischen den 
Wahlzeiten der einzelnen Wahltage Stimmzettel weder ein-
geworfen noch entnommen werden können. Er hat die 
Wahlurnen sorgfältig zu verwahren. Während der Dauer 
der Wahlzeiten sollen je Wahlraum mindestens zwei Wahl-
helferinnen und Wahlhelfer ständig anwesend sein, die der 
Wahlvorstand spätestens bis zum 4. Tag vor dem jeweili-
gen Wahltag bestimmt. 

§ 14 
Verhinderung des Wahlverfahrens 

(1) Wird die Durchführung des Wahlverfahrens durch äu-
ßere Umstände verhindert, so kann der Wahlvorstand be-
stimmen, dass die Wahl in der betreffenden Gruppe durch 
Briefwahl in entsprechender Anwendung der §§ 12 und 17 
Abs. 6 wiederholt wird. 

(2) In der Wahlbekanntmachung ist darauf hinzuweisen, 
dass der Wahlvorstand unter den genannten Vorausset-
zungen die Stimmabgabe durch Briefwahl anordnen kann. 

§ 15 
Ermittlung des Wahlergebnisses 

(1) Der Wahlvorstand ermittelt in öffentlicher Sitzung unter 
der Mitwirkung von Wahlhelferinnen und Wahlhelfern sofort 
nach Abschluss der Wahlhandlung, spätestens aber an 
dem auf den letzten Wahltag folgenden Arbeitstag, für jede 
Wahl das Wahlergebnis. 

(2) Die Stimmzettel werden den Wahlurnen entnommen 
und ausgezählt. Ihre Zahl ist mit der Zahl der im Verzeich-
nis der Wahlberechtigten vermerkten Stimmabgaben zu 
vergleichen. Abweichungen sind in der Wahlniederschrift 
festzuhalten. 

(3) Stimmzettel, aus denen der Wille der oder des Wahlbe-
rechtigten nicht eindeutig hervorgeht, sind insbesondere 
ungültig, wenn 

a) sie nicht angekreuzt sind, 

b) mehr Kandidatinnen oder Kandidaten angekreuzt sind, 
als die Wählerin oder der Wähler Stimmen hat, 

c) die Kennzeichnung nicht zweifelsfrei erkennen lässt, 
welche Kandidatin oder welcher Kandidat gemeint ist, 

d) sie mit Zusätzen versehen sind, durch die die Wählerin 
oder der Wähler über die zulässige Kennzeichnung hin-
aus eine weitere Willensäußerung zum Ausdruck 
bringt. 

Verliert eine in einem Wahlvorschlag enthaltene Kandidatin 
oder ein Kandidat ihre oder seine Wählbarkeit, so sind die 
für sie oder ihn abgegebenen Stimmen als ungültig zu wer-
ten. 

(4) Bei der Auszählung der Stimmzettel jeder Wahl werden 
ermittelt 

a) insgesamt abgegebene gültige und ungültige Stimm-
zettel, 

b) die auf jede einzelne Kandidatin und jeden einzelnen 
Kandidaten eines Wahlvorschlages entfallenden gülti-
gen Stimmen, 

c) die auf alle Kandidatinnen und Kandidaten eines jeden 
Wahlvorschlages entfallenden gültigen Stimmen, 

d) die Anzahl der auf die Listen entfallenden Sitze, die 
Verteilung der Sitze auf die Listen und die Namen der 
gewählten Bewerberinnen und Bewerber. 

e) bei den Wahlen zum Senat in der Gruppe der Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer die Stimmbe-
rechtigung gem. § 2 Abs. 1 und 2. 

(5) Wird die Wahl als elektronische Wahl durchgeführt, ist 
für die Administration der Wahlserver und insbesondere für 
die Auszählung und Archivierung der Wahl die Autorisie-
rung durch mindestens zwei Berechtigte nach § 6 Abs. 3 
notwendig. Der Wahlvorstand veranlasst unverzüglich 
nach Beendigung der elektronischen Wahl die computer-
basierte universitätsöffentliche Auszählung der abgegebe-
nen Stimmen und stellt das Ergebnis durch einen Ausdruck 
der Auszählungsergebnisse fest, der von zwei Mitgliedern 
des Wahlvorstandes abgezeichnet wird. Über die Auszäh-
lung ist eine Niederschrift gemäß § 16 anzufertigen. Alle 
Datensätze der elektronischen Internetwahl sind in geeig-
neter Weise zu speichern.  

(6) Bei elektronischen Wahlen sind technische Möglichkei-
ten zur Verfügung zu stellen, die den Auszählungsprozess 
für jede Wählerin und jeden Wähler jederzeit nachvollzieh-
bar machen. Absatz 8 bleibt unberührt. 

(7) Der Wahlvorstand gibt das Ergebnis der Wahlen hoch-
schulöffentlich für die Dauer von zwei Wochen bekannt. 
Die gewählten Kandidatinnen und Kandidaten werden 
schriftlich benachrichtigt und aufgefordert, binnen fünf Ar-
beitstagen zu erklären, ob sie die Wahl annehmen. Wird 
eine Erklärung nicht abgegeben, gilt die Wahl als ange-
nommen. 

(8) Für die Aufbewahrung, Speicherung, Vernichtung und 
Löschung der schriftlichen und elektronischen Wahlunter-
lagen ist § 67 der Landeswahlordnung entsprechend anzu-
wenden. 

§ 16 
Wahlniederschrift 

(1) Über die Wahlhandlung und das Wahlergebnis fertigt 
der Wahlvorstand für jede Wahl eine Wahlniederschrift an, 
die von den Mitgliedern des Wahlvorstandes zu unterzeich-
nen ist. 

Die Niederschrift muss enthalten 

a) den Zeitpunkt der Eröffnung und der Schließung des 
Wahlgangs, 
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b) besondere Vorfälle des Wahlgangs, 

c) die Gesamtzahl der in jeder Gruppe abgegebenen 
Stimmen, 

d) die in jeder Gruppe und insgesamt abgegebene Zahl 
der gültigen und ungültigen Stimmen, 

e) die Gesamtzahl der gültigen Stimmen für jede Liste, 

f) die Anzahl der auf jede Liste entfallenden Sitze, 

g) die Namen der gewählten Kandidatinnen und Kandida-
ten und die Zahl der auf sie entfallenden Stimmen, 

h) die Namen der Ersatzmitglieder und die Zahl der auf sie 
entfallenden Stimmen (§ 18), 

i) gegebenenfalls die durch Losentscheid festgestellte 
Sitzzuteilung gem. § 4 Abs. 2. 

(2) Die Wahlniederschriften können zu einer gemeinsamen 
Wahlniederschrift zusammengefasst werden; § 8 Abs. 4 
gilt entsprechend. 

§ 17 
Wahlprüfung 

(1) Die Wahl ist mit der Bekanntmachung des Wahlergeb-
nisses unbeschadet des Ergebnisses eines Wahlprüfungs-
verfahrens gültig. 

(2) Gegen die Gültigkeit der Wahl kann jede und jeder 
Wahlberechtigte innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe 
des Wahlergebnisses schriftlich beim Wahlvorstand Ein-
spruch erheben.  

Der Einspruch ist nur mit der Begründung zulässig, dass 

a) das Wahlergebnis rechnerisch unrichtig festgestellt 
worden sei, 

b) gültige Stimmen für ungültig oder ungültige Stimmen für 
gültig erklärt worden seien, deren Zahl das Ergebnis 
der Wahl verändere, 

c) Vorschriften der Wahlordnung verletzt worden seien, 
wodurch das Ergebnis der Wahl beeinflusst worden sei. 

(3) Über den Einspruch entscheidet das Gremium, dessen 
Wahl angefochten worden ist. An die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden dieses Gremiums leitet die Wahlleiterin oder 
der Wahlleiter den Einspruch mit einer Stellungnahme des 
Wahlvorstandes weiter; außerdem unterrichtet die Wahllei-
terin oder der Wahlleiter die Rektorin oder den Rektor. 

(4) Wird der Einspruch zurückgewiesen, so kann die ein-
spruchsführende Person binnen einer Frist von einem Mo-
nat nach Bekanntgabe dieser Entscheidung hiergegen 
beim Rektorat Einspruch einlegen, das auf Hochschul-
ebene abschließend entscheidet. 

(5) Wird eine Wahl ganz oder teilweise für ungültig erklärt, 
so ist sie in erforderlichem Umfang zu wiederholen. 

(6) Bei der Wiederholung der Wahl ist nach denselben 
Wahlvorschlägen und aufgrund desselben Verzeichnisses 
der Wahlberechtigten wie bei der für ungültig erklärten 
Wahl zu wählen, wenn die Wiederholungswahl in demsel-
ben Semester wie die erste Wahl stattfindet; ansonsten ist 
die Wahl nach den allgemeinen Vorschriften dieser Wahl-
ordnung zu wiederholen. 

§ 18 
Nachrücken und Stellvertretung, Nachwahl 

(1) Scheidet ein Mitglied des Senats oder eines Fakultäts-
rates aus der Hochschule bzw. aus der Fakultät aus oder 
tritt es von seinem Amt zurück, so tritt an seine Stelle die-
jenige Kandidatin oder derjenige Kandidat desselben 
Wahlvorschlags, die oder der nach dem Wahlergebnis un-
ter den bisher nicht berücksichtigten Kandidatinnen und 
Kandidaten die meisten Stimmen hat (Ersatzmitglied). § 4 
Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend. Ist der Wahlvorschlag er-
schöpft, so bleibt der Sitz unbesetzt. Die Zahl der Sitze ver-
mindert sich entsprechend. 

(2) Das gewählte Mitglied wird im Falle seiner Abwesenheit 
durch das Ersatzmitglied gemäß Absatz 1 vertreten. Das 
Ersatzmitglied hat alle Rechte und Pflichten eines Mit-
glieds. 

(3) In der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer wird ein gewähltes Mitglied des Senats nach 
§ 7 Abs. 6 der Grundordnung durch ein gewähltes Mitglied 
nach § 7 Absatz 1 der Grundordnung derselben Liste ver-
treten, das nach § 7 Abs. 6 der Grundordnung beratend 
mitwirkt. In Angelegenheiten nach § 7 Abs. 3 der Grund-
ordnung wird das vertretende Mitglied nach Satz 1 durch 
ein Ersatzmitglied nach Absatz 1 vertreten. 

Stehen für die Vertretung eines Senatsmitglieds keine Er-
satzmitglieder gemäß der Sätze 1 oder 2 zur Verfügung, so 
kann dieses ein Ersatzmitglied seiner Mitgliedergruppe aus 
einer anderen Liste – auch eines anderen Wahlkreises – 
mit ihrer oder seiner Stellvertretung beauftragen. 

Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) Sind alle Mitglieder und Ersatzmitglieder einer Gruppe 
ausgeschieden so soll in dieser Gruppe eine Nachwahl 
durchgeführt werden. Die Bestimmungen dieser Wahlord-
nung gelten entsprechend. 

(5) Verfügt die Gruppe der Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer im Senat oder im Fakultätsrat nach der 
Wahl nicht über die Mehrheit der Stimmen der Mitglieder 
des Gremiums, so findet eine Nachwahl statt; dies gilt 
auch, wenn bei Ausscheiden einer Vertreterin oder eines 
Vertreters der Gruppe der Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer wegen des Fehlens eines gewählten Er-
satzmitglieds diese Gruppe nicht mehr über die Mehrheit 
der Stimmen der Mitglieder des Fachbereichsrats verfügen 
würden. Die Bestimmungen dieser Wahlordnung gelten 
entsprechend. 

(6) Ändert sich die Zugehörigkeit eines Mitgliedes zu einer 
Gruppe, so verliert es sein Mandat. Ein Ersatzmitglied wird 
nach Maßgabe des Absatzes 1 bestimmt. 

§ 19 
Ergänzende Vorschriften 

Soweit diese Wahlordnung nichts anderes bestimmt, sind 
die Vorschriften des Landeswahlgesetzes NRW und der 
Landeswahlordnung NRW in der jeweils gültigen Fassung 
ergänzend analog anzuwenden. 
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§ 20 
Konstituierung des Senats 

(1) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter beruft den Senat zu 
seiner konstituierenden Sitzung ein. 

(2) Die oder der bisherige Vorsitzende oder ihre oder seine 
Stellvertretung leitet die konstituierende Sitzung bis zur 
Neuwahl einer oder eines neuen Vorsitzenden gemäß § 7 
Abs. 7 der Grundordnung. 

III. Wahl der Dekanate,  
der Gleichstellungsbeauftragten in den Fakultäten  

und der ständigen Universitätskommissionen  

§ 21 
Konstituierung der Fakultätsräte  

und Wahl der Dekanate 

(1) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter beruft die Fakultäts-
räte zu ihren konstituierenden Sitzungen ein. 

(2) Den Dekanaten gehören als stimmberechtigte Mitglie-
der jeweils die Dekanin oder der Dekan und zwei Prodeka-
ninnen oder Prodekane sowie, falls die Fakultätsordnung 
dies vorsieht, bis zu zwei weitere Prodekaninnen oder Pro-
dekane an. Die Dekanin oder der Dekan und die Prodeka-
nin oder der Prodekan, die oder der die Dekanin oder den 
Dekan vertritt, müssen dem Kreis der Professorinnen und 
Professoren innerhalb der Gruppe der Hochschullehrerin-
nen und Hochschullehrer angehören. Zur Dekanin oder 
zum Dekan kann ebenfalls gewählt werden, wer kein Mit-
glied der Fakultät ist, jedoch die Voraussetzungen nach § 
17 Abs. 2 Satz 1 HG erfüllt. Bis zur Hälfte der Prodekanin-
nen oder Prodekane kann einer anderen Gruppe im Sinne 
des § 11 Abs. 1 Satz 1 HG angehören. Eine der Prodeka-
ninnen oder einen der Prodekane bestimmt der Fakultäts-
rat zur Studiendekanin oder zum Studiendekan. Das Rek-
torat kann im Benehmen mit dem Fakultätsrat vorsehen, 
dass die Dekanin oder der Dekan hauptberuflich tätig ist. 

 (3) Die Zusammensetzung des Dekanats der Medizini-
schen Fakultät ist im § 14 Abs. 5 der Grundordnung gere-
gelt. 

(4) Die jeweilige bisherige Dekanin oder der jeweilige bis-
herige Dekan leitet die konstituierende Sitzung bis zur Neu-
wahl einer neuen Dekanin oder eines neuen Dekans auf 
Vorschlag der stimmberechtigten Mitglieder des Fakultäts-
rates mit deren Mehrheit. Wird eine solche Mehrheit in ei-
nem ersten Wahlgang nicht erreicht, so findet ein zweiter 
Wahlgang statt, zu dem neue Personalvorschläge gemacht 
werden können, Dasselbe Verfahren ist bei Wahl der übri-
gen Mitglieder des Dekanats anzuwenden. Die Wahlen 
nach Satz 1 und 3 bedürfen der Bestätigung durch die Rek-
torin oder den Rektor. 

(5) Wird ein stimmberechtigtes Mitglied des Fakultätsrats 
als Mitglied des Dekanats gewählt, ruht für ihre oder seine 
Amtszeit die stimmberechtigte Mitgliedschaft im Fakultäts-
rat. Diese wird durch ein gemäß § 18 Abs. 2 bestimmtes 
Ersatzmitglied als Vertreterin oder Vertreter wahrgenom-
men. 

(6) Die Mitglieder des Dekanats dürfen für die zweite Hälfte 
ihrer Amtszeit nicht für den Fakultätsrat kandidieren. 

§ 22 
entfällt 

§ 23 
Wahl der Gleichstellungsbeauftragten 

in den Fakultäten 

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte einer Fakultät und ihre 
bis zu drei Stellvertreterinnen, die unterschiedlichen Grup-
pen angehören sollen, werden auf Vorschlag der Frauen, 
die Mitglieder der Fakultät sind, vom jeweiligen Fakultätsrat 
mit der Mehrheit seiner stimmberechtigten Mitglieder ge-
wählt. 

(2) Über die Wahlvorschläge beschließt eine Frauenver-
sammlung auf der Ebene der Fakultät. Zu dieser Versamm-
lung, deren Termin in die Vorlesungszeit fällt, lädt die De-
kanin oder der Dekan die Frauen, welche Mitglieder der Fa-
kultät sind, in der Vorlesungszeit mit angemessener Vor-
laufzeit ein. Bei der Frauenversammlung stellen sich die 
Kandidatinnen vor. Für die Beschlussfassung über die 
Wahlvorschläge ist die Mehrheit der Stimmen der anwe-
senden Frauen erforderlich. Die Vorschläge werden vom 
Dekanat dem Fakultätsrat zugeleitet. 

(3) Sollte eine Frauenversammlung gemäß Abs. 2 nicht zu-
stande kommen, obwohl zwei Mal zu entsprechenden Ter-
minen in der Vorlesungszeit eingeladen wurde, werden die 
Gleichstellungsbeauftragte der Fakultät und ihre Stellver-
treterinnen in der nächstmöglichen Fakultätsratssitzung 
gemäß Abs. 1 gewählt. Das Vorschlagsrecht für Kandida-
tinnen haben die Frauen, die Mitglieder der Fakultät sind. 
Die Vorschläge werden im Dekanat gesammelt und in die 
Fakultätsratssitzung eingebracht. 4) Wählbar sind die 
Hochschullehrerinnen und die weiblichen Mitglieder der 
Gruppen nach § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 sowie Nr. 3 HG, 
wenn sie ein Hochschulstudium abgeschlossen haben; von 
dem Erfordernis des abgeschlossenen Hochschulstudiums 
sind die Stellvertreterinnen ausgenommen. Maßgeblich ist 
die Zugehörigkeit zu den vorgenannten Gruppen zum Zeit-
punkt der Entscheidung des Fakultätsrates. Die Amtszeit 
beträgt zwei Jahre. 

§ 24 
Wahl der ständigen Universitätskommissionen 

(1) Zusammensetzung, Vorschlagsrecht und Wahl richten 
sich nach § 8 Abs. 8 der Grundordnung. Gewählt ist die 
Kandidatin oder der Kandidat, die oder der die meisten 
Stimmen auf sich vereinigen konnte. Sind mehrere Mitglie-
der einer Gruppe zu wählen, so sind diejenigen Kandida-
tinnen und Kandidaten gewählt, die die meisten Stimmen 
auf sich vereinigen konnten. Scheidet ein Kommissionsmit-
glied aus der Hochschule aus, tritt es von seinem Amt zu-
rück oder ändert sich seine Zugehörigkeit zu einer Gruppe, 
so soll unabhängig von der restlichen Amtszeit eine Nach-
wahl nach den Sätzen 2 - 3 stattfinden. 

(2) Die oder der Vorsitzende des Senats beruft die ständi-
gen Universitätskommissionen zu ihren konstituierenden 
Sitzungen ein und leitet die konstituierende Sitzung bis zur 
Wahl einer oder eines Vorsitzenden aus dem Kreise der 
jeweiligen Kommissionsmitglieder auf Vorschlag der 
stimmberechtigten Mitglieder mit deren Mehrheit. Wird eine 
solche Mehrheit in einem ersten Wahlgang nicht erreicht, 
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so findet ein zweiter Wahlgang statt, zu dem neue Perso-
nalvorschläge gemacht werden können. Dasselbe Verfah-
ren ist bei der Wahl von stellvertretenden Vorsitzenden an-
zuwenden. 

§ 25 
Wahlen bei vorzeitigem Ausscheiden aus dem Amt  

Scheiden eine Dekanin oder ein Dekan, eine Prodekanin 
oder ein Prodekan, die Gleichstellungsbeauftragten in den 
Fakultäten oder eine ihrer Stellvertreterinnen vor Ablauf der 
Amtszeit aus ihrem oder seinem Amt aus, ist eine Nach-
wahl für den Rest der Amtszeit durchzuführen, sofern dies 
nicht wegen der kurzen Dauer der Amtszeit unzweckmäßig 
erscheint. 

IV. In-Kraft-Treten, Übergangsbestimmungen 

§ 26 
In-Kraft-Treten, Übergangsbestimmungen 

(1) Diese Wahlordnung tritt am Tage nach der Veröffentli-
chung im Verkündungsanzeiger der Universität Duisburg-
Essen - Amtliche Mitteilungen’ in Kraft.  

(2) Wahlperioden beginnen zum jeweils folgenden Semes-
ter. 

(3) Gleichzeitig tritt die Wahlordnung der Universität  
Duisburg-Essen vom 9. Mai 2016 (Verkündungsblatt  
S. 315), geändert durch Ordnung vom 19. September 2017 
(Verkündungsblatt S. 801), außer Kraft. 
 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlüsse des Senats der 
Universität Duisburg-Essen vom 03.07.20 und vom 
24.09.20. 

Hinweis: 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften des Hochschulgesetzes o-
der des Ordnungs- oder des sonstigen autonomen Rechts 
der Hochschule gegen diese Ordnung nach Ablauf eines 
Jahres seit ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn, 

1. die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht 
worden, 

2. das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung be-
schließenden Gremiums vorher beanstandet, 

3. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Hochschule vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt oder 

4. bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist 
auf die Rechtsfolge des Rügeausschlusses nicht hingewie-
sen worden. 

Duisburg und Essen, den 28. September 2020 

Für den Rektor 

der Universität Duisburg-Essen 

Der Kanzler 

Jens Andreas Meinen 
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